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Rechtsberatungsstellen gibt es bei den Kreisvorständen 
des FDGB, den Kreisvorständen der Industriegewerkschaften 
und Gewerkschaften und bei den Betriebsgewerkschaftslei­
tungen. Grundlage ihrer Arbeit ist der Beschluß des Sekre­
tariats des FDGB-Bundesvorstandes über die „Aufgaben der 
Rechtskommissionen der Gewerkschaften“ vom 24. November 
1982.6 Die Rechtsberatung wird von erfahrenen Gewerk­
schaftsfunktionären, Konfliktkommissionsmitgliedern, Schöf­
fen, Mitarbeitern von Rechts- und Finanzabteilungen der 
Betriebe, aber auch von Angehörigen staatlicher Rechts­
pflegeorgane wahrgenommen. Die regelmäßige Durchführung 
gewerkschaftlicher Rechtsberatungen ist eine wesentliche 
Voraussetzung für ihre Wirksamkeit. Inhalt der gewerk­
schaftlichen Tätigkeit muß es sein, dem Werktätigen Aus­
künfte zu erteilen, die sowohl arbeitsrechtliche und — wenn 
die Voraussetzungen dafür bestehen und insbesondere die 
entsprechenden Kenntnisse vorhanden sind — auch zivil- und 
familienrechtliche Fragen betreffen. Auch organisatorische 
Fragen aus dem Gewerkschaftsleben können in dieser Bera­
tungsstelle geklärt werden. Gemeinsam mit dem Werktätigen 
erfolgt die Lösung des vorgetragenen Problems auf der 
Grundlage der sozialistischen Gesetzlichkeit.

Anfragen und Beschwerden, die von Gewerkschaftsmit­
gliedern im Zusammenhang mit der Rechtsberatung vorge­
tragen werden, sind als Eingaben zu behandeln (vgl. Abschn. I 
Ziff. 2 Buchst, c der FDGB-Satzung). Mit der „Ordnung über 
die Bearbeitung der Eingaben der Gewerkschaftsmitglieder 
durch die gewerkschaftlichen Leitungen und Vorstände“7 8 
wurden die Voraussetzungen geschaffen, damit auch auf die­
sem Gebiet die Interessen der Gewerkschaftsmitglieder ge­
währleistet werden können. Eingaben im Sinne dieser Ord­
nung sind schriftlich oder mündlich unterbreitete Vorschläge, 
Hinweise, Anliegen und Beschwerden. Ausdrücklich wird 
festgelegt, daß die Entscheidung über die Eingabe auf der 
Grundlage der jeweiligen Rechtsvorschriften, der Satzung 
sowie der Beschlüsse des FDGB zu ergehen hat. Das Ziel 
dieser Form der gewerkschaftlichen Rechtshilfe ist es, alle 
Möglichkeiten auszuschöpfen, um dem Gewerkschaftsmit­
glied b'ei der Klärung seiner Eingabe zu helfen. Dazu gehört 
eine begründete schriftliche oder mündliche Antwort. Der 
Beschluß sichert, daß die Arbeit mit Eingaben von den 
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen bis zum Bundesvor­
stand des FDGB einheitlich gehandhabt wird.

Interessenvertretung der Werktätigen
durch die Gewerkschaften in Arbeitsrechtsstreitfällen

Gewerkschaftliche Unterstützung wird dem Werktätigen 
auch dann zuteil, wenn er zur Lösung eines Konflikts und 
der damit zumeist verbundenen Feststellung und Durchset­
zung von Ansprüchen einen Antrag an die Konfliktkommis­
sion stellt. So haben Mitglieder der zuständigen betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung, der Vertrauensmann und die anderen 
Gewerkschaftsgruppenfunktionäre das Recht, Werktätige bei 
der Wahrnehmung ihrer Rechte im Arbeitsrechtsstreit zu 
unterstützen (§ 21 Abs. 1 KKO). Diese Regelung entspricht 
den Bedürfnissen der Praxis. Diese Unterstützung ist — von 
prozessualen Ausnahmen abgesehen — durchaus mit den Auf­
gaben vergleichbar, die ein gewerkschaftlicher Prozeßver­
treter in einem gerichtlichen Verfahren zu erfüllen hat. Die 
Konfliktkommissionen lösen über 90 Prozent aller arbeits­
rechtlichen Streitigkeiten unmittelbar in den Betrieben. 
Daraus ergibt sich für die gewerkschaftliche Rechtshilfe, daß 
der Schwerpunkt ihrer Arbeit im Betrieb liegt und daß mit 
den bestehenden Rechten die Interessen der Werktätigen 
schnell und wirksam gewährleistet werden können. Im 
Beschluß des FDGB-Bundesvorstandes über die „Aufgaben 
der Gewerkschaften bei der Anleitung und Schulung der 
Konfliktkommissionen“ vom 26. März 1982® werden die 
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen verpflichtet, dafür zu 
sorgen, daß ein Mitglied der zuständigen Leitung und der 
Vertrauensmann der betreffenden Gewerkschaftsgruppe an 
der Beratung der Konfliktkommission teilnehmen und den 
Standpunkt der Gewerkschaftsleitung zum Beratungsgegen­
stand darlegen. Sie sichern, daß Werktätige auf ihr Verlangen 
zur Wahrung ihrer Rechte bei der Beratung über Arbeitsstreit­

fälle von einem Mitglied der betrieblichen Gewerkschaftslei­
tung, dem Vertrauensmann oder einem anderen beauftragten 
Gewerkschaftsfunktionär Unterstützung erhalten, die u. U. 
als gewerkschaftliche Prozeßvertretung oder als sonstige Mit­
wirkung vor dem staatlichen Gericht fortzusetzen ist.9 10 Der 
Gewerkschaftsfunktionär kann das Anliegen des Werktätigen 
sowohl als Antragsteller als auch als Antragsgegner vor dem 
Gericht vertreten. Die gesellschaftliche Wirksamkeit einer 
Beratung wird erhöht, wenn der Vertreter der Gewerkschaft 
im Interesse der Lösung des Konflikts Ursachen und Bedin­
gungen der Rechtsstreitigkeit oder der Rechtsverletzung dar­
legen kann.

Die Unterstützung des Werktätigen in der Beratung der 
Konfliktkommission kann z. B. auch darin bestehen, daß ihm 
Hilfe bei der Formulierung von Anträgen geleistet oder 
Hinweise zum Auftreten vor der Konfliktkommission gege­
ben werden. Bei der Auswertung der Beratung kann der 
Gewerkschaftsvertreter ggf. anregen, daß das gesellschaftliche 
Gericht Empfehlungen zur Durchsetzung von Ordnung, Diszi­
plin und Sicherheit erteilt (§16 KKO).

Rechtshilfe der Gewerkschaften im arbeitsrechtlichen Ver­
fahren sind die Prozeßvertretung (§301 Abs. 1 AGB; §3 
Abs. 3 i. V. m. § 5 Abs. 1 ZPO) und die Mitwirkung (§ 301 
Abs. 2 AGB; §5 Abs. 2 ZPO). Für das erfolgreiche gewerk­
schaftliche Wirken auf diesem Gebiet ist die Tatsache be­
zeichnend, daß die gewerkschaftliche Prozeßvertretung den 
Hauptanteil aller Vertretungen im arbeitsrechtlichen Ver­
fahren ausmacht. Voraussetzung für eine wirksame Inter­
essenvertretung ist, daß der Werktätige über die Möglichkeit 
der gewerkschaftlichen Prozeßvertretung vor dem staatlichen 
Gericht informiert wird (das sollte schon im Ergebnis der 
Beratung der Konfliktkommission geschehen) und daß der 
zuständige Kreisvorstand des FDGB vom Gericht von jedem 
Verhandlungstermin in Arbeitsrechtssachen benachrichtigt 
wird (§ 32 Abs. 3 ZPO).10

Beantragt ein Mitglied, daß die gewerkschaftliche Prozeß­
vertretung übernommen wird, dann prüft die gewerkschaft­
liche Leitung bzw. der gewerkschaftliche Vorstand, ob diesem 
Antrag entsprochen werden kann. Das Anliegen des Werk­
tätigen darf nur abgelehnt werden, wenn sein Verlangen 
im offensichtlichen Gegensatz zur sozialistischen Gesetzlich­
keit steht. Dieser Grundsatz bringt zum Ausdruck, daß eine 
Vertretung in jedem Fall und mit edlen Mitteln ohne Beach­
tung der gesellschaftlichen Interessen mit der Stellung und 
den Aufgaben der Gewerkschaften unvereinbar ist. Keines­
falls reichen aber Zweifel am erfolgreichen Ausgang des 
Verfahrens aus, die Prozeßvertretung abzulehnen. Die Ent­
scheidung ist dem Antragsteller so rechtzeitig mitzuteilen, 
daß er bei einer Ablehnung der Prozeßvertretung seine Inter­
essen selbst wahrnehmen kann.

Wird eine gewerkschaftliche Prozeßvertretung nicht be­
antragt und soll im Verfahren trotzdem ein gewerkschaft­
licher Standpunkt unterbreitet werden, dann wirken die 
Gewerkschaften im Verfahren mit (§301 Abs. 2 AGB; §5 
Abs. 2 ZPO). Im Rahmen dieser Tätigkeit können sie insbe­
sondere zur Sache Stellung nehmen, Empfehlungen zur Sach­
aufklärung geben und Beweisanträge stellen. Sie sind auch 
berechtigt, Vorschläge für eine Gerichtskritik oder für eine 
besondere Verfahrensauswertung durch das Gericht zu unter­
breiten (§ 301 Abs. 2 letzter Satz AGB). Demzufolge kann 
auch die Mitwirkung im gerichtlichen Verfahren auf die 
Durchsetzung von Rechten eines Mitglieds gerichtet sein; sie 
kann aber auch der Klärung bestehender Widersprüche in 
einem Betrieb oder Produktionszweig dienen.
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